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A 1.1. DB Services lmmobilien GmbH 

Niederlassung Köln 
Deutz-Mülheimer Straße 22-24 
50679 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 25.10.2010 
 

Die DB Kommunikationstechnik GmbH plant auf dem von lhnen angegebenen 
Grundstücksbereich den Ausbau der Strecke 2645 Bonn - Euskirchen, ESTW 
Euskirchen (Planfeststellung). Wir bitten Sie daher, diese Maßnahme in lhre Pla-
nungen einzubeziehen. 
lm angefragten Bereich befindet sich das F 3232 42" F-Kabel Bonn - Euskirchen 
und Fb-Kabel im Bereich der Verkaufsfläche. Die Lage kann den beigefügten Plan-
ausschnitten entnommen werden. Mit erdverlegten Bahnhofskabeln ist jederzeit zu 
rechnen; diese sind nicht im zentralen Archiv dokumentiert. 
Es ist eine örtliche Einweisung durch einen Mitarbeiter der DB KT notwendig. Bitte 
teilen Sie der DB KT schriftlich, und unter Angabe der Bearbeitungsnummer 
504228934, mindestens 7 Arbeitstage vor Baubeginn den Termin zur Kabeleinwei-
sung mit. 
DB Kommunikationstechnik GmbH, 
Netzadministration, Fax. : 069/265 - 57811, 
E-Mail : netzadministration -w@deutschebahn.com. 
Die erfolgte Einweisung ist zu protokollieren. 
lhre Baumaßnahme erfordert umfangreiche Vorbereitungsarbeiten und Sicherungs-
vorkehrungen zum Schutz der Kabel und der Anlagen. 
Zur Einleitung der Vorarbeiten empfehlen wir lhnen daher die baldige Beauftragung 
dieser Arbeiten bei der DB Kommunikationstechnik GmbH, Vertrieb und Kundenbe-
treuung, 
Thea-Leymann-Str. 9, 45127 Essen,  
Tel.: 0201/6128-500, Fax.: 0201/6128-590, 
E-Mail: info.vertrieb-west@deutschebahn.com. 
Treten unvermutete, in den Plänen nicht angegebene Kabel und / oder Leitungen 
auf, ist umgehend die DB Kommunikationstechnik GmbH, Disponent SB 4 Opladen 
Süd, 
Deutz-Mülheimer Straße 109, 51063 Köln,  
Tel.: 0221/140 75342, Fax.: 068 265 21806 zu verständigen. 
Leider liegt uns noch keine Stellungnahme der DB Netz vor. Sobald diese bei uns 
eintrifft, werden wir sie an Sie weiterleiten. 

 
 
 
 
In den Flächen in denen die Kabeltrasse nicht auf Bahngelände 
verläuft bzw. von zukünftig anderen Nutzungen überlagert wird, 
wird ein Leitungsrecht zugunsten der Bahn AG und deren Rechts-
nachfolger im Bebauungsplan festgesetzt.. Dies betrifft die Kabelt-
rasse, die im nördlichen Teil des Bahngeländes verläuft. Die Lage 
der Leitung wird nachrichtlich im Bebauungsplan dargestellt. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden  zur Kenntnis genommen, sie betreffen nicht 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes und werden im weiteren 
Realisierungsverfahren beachtet. 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Bei evtl. weiteren Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 

 
 

 Sowie Schreiben vom 15.11.2010 Ergänzend zu unserer Stellungnahme vom 25.10.2010 teilen wir Ihnen mit, dass 
aus Sicht der DB Netz AG keine Anregungen oder Bedenken bezüglich der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Am Getreidespeicher“ bestehen. 
Bei evtl. Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.1: 
Über die mit Schreiben vom 25.10.2010 und 15.11.2014 einge-
gangene Stellungnahmen A 1.1 der DB Services Immobilien 
GmbH wird wie folgt entschieden: 
Die Stellungnahme der DB Services Immobilien werden zu 
Punkt 1 durch nachrichtliche Übernahme der Leitungsführung 
und Festsetzung eines Leitungsrechtes befolgt.  
Die Hinweise 2 und 3 werden zur Kenntnis genommen und bei 
der weiteren Realisierung berücksichtigt 
 

A 1.2 PLEdoc GmbH, 
E.ON Ruhrgas AG 
Postfach 120255 
45312 Essen 
 
Hier: Schreiben vom 25.10.2010 
 

Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 60 " Am Getreidespeicher" 
hier: 
Ferngasleitung Nr. 3/2319, Bonn - Euskirchen, DN 200, Blatt 48, 50 bis 52, 
mit Betriebskabel, Schutzstreifenbreite 8 m 
Ferngasleitung Nr.31231409, Parallelleitung Bonn - Euskirchen, DN 300, 
Blatt 50 und 51, Schutzstreifenbreite 8 m 
Ferngasleitung Nr. 3/231105,2. Verbindungsleitung Rheinbach, DN 150, auf 
Blatt 52 der LNr. 409, Schutzstreifenbreite 8 m 
 
Betriebsüberwachung: Thyssengas GmbH  
lnteressenvertretung: Open Grid Europe GmbH 
 
von der Open Grid Europe GmbH (ehem. E.ON Gastransport GmbH), Essen, und 
der Gas-LINE GmbH & Co. KG, Straelen, sind wir mit der Wahrnehmung Ihrer 
lnteressen im Rah-men der Bearbeitung von Fremdplanungsanfragen und öffent-
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lich-rechtlichen Verfahren beauftragt. 
 
Wir bestätigen den Eingang lhrer an die E.ON Ruhrgas AG (heute Open Grid Euro-
pe 
GmbH) und mit gleichem Schreiben an die PLEdoc GmbH gerichtete Benachrichti-
gung über die Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 60 " Am Getreide-
speicher". 
 
Von dem im lnternet zur Einsicht gestellten Bebauungsplan haben wir einen Aus-
druck gefertigt, plantechnisch bearbeitet und entsprechend beschriftet. Aus dem 
Plan sind sowohl die Trassenführungen als auch die grundbuchrechtlich gesicher-
ten Schutzstreifen der eingangs erwähnten Ferngasleitungen ersichtlich. Die Fern-
gasleitungen verlaufen in einem jeweils 8 m breiten Schutzstreifen (4 m beiderseits 
der jeweiligen Leitungsachse). 
 
 
Um Ihnen eine exakte Übernahme der Ferngasleitungen in die Plangrundlage des 
Bebauungsplanes zu ermöglichen, übersenden wir außerdem die aktuellen Be-
standspläne bzw. die zugehörigen Katasterpläne. Berücksichtigen Sie aber bitte die 
Stempelaufdrucke. 
Die Ferngasleitungen verlaufen innerhalb des Plangebietes in Flächen für Parken, 
öffentlichen Grünflächen sowie in Straßenverkehrsflächen. Hiergegen bestehen aus 
unserer Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. lm südlichen Plangebiet liegt ein 
Abschnitt der Ferngasleitung Nr. 3/23/409 innerhalb des Bahngeländes. 
 
 
 
 
 
Bei der Anordnung der Stellplätze, insbesondere im Hinblick auf die im südlichen 
Plangebiet vorhandenen Armaturen, ist sicherzustellen, dass die Zugänglichkeit der 

 
 
 
 
 
 
 
 
Digital können die Planungen nicht zur Verfügung gestellt werden.  
 
Die Lage der Ferngasleitung wird nachrichtlich in den Bebauungs-
plan übernommen. Der Hinweis Nr. 5 verweist auf die Ferngaslei-
tung und den erforderlichen Schutzstreifen von 4 m beidseits der 
Leitungstrasse. 
 
 
Der Abschnitt Nr. 3/23/409 liegt laut dem der Stellungnahme beige-
fügten Lageplan nördlich des Plangebietes überwiegend außerhalb 
des Geltungsbereiches Die angesprochenen Armaturen liegen laut 
Lageplan in der Straßenfläche der Straße „Am neuen Wasserwerk“ 
bzw. im Flurstück 38 nördlich der Straße und betreffen somit nicht 
das Planverfahren. Lediglich im Bereich der Keramikerstraße und 
südlich der Straße „Am neuen Wasserwerk“ verläuft der Abschnitt 
teilweise innerhalb des Geltungsbereiches und hier, wie darge-
stellt, in Flächen für Parken, öffentlichen Verkehrsflächen und 
öffentlichen Grünflächen. 
Hierzu werden grundsätzlich keine Bedenken erhoben. 
 
 
 
Im Rahmen der Anlage der Stellplätze werden die Hinweise be-
rücksichtigt. Die Stellungnahme wird an das Sachgebiet Tief-
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Ferngasleitungen und deren Kontrolleinrichtungen jederzeit gewährleistet sind. 
 
 
 
 
Verkehrswege und Stellflächen innerhalb der Schutzstreifenbereiche sind unter 
Berücksichtigung der zu erwartenden Verkehrslast und der erforderlichen Leitungs-
überdeckung von > 1,0 m so auszulegen, dass die Leitung im Schadensfall zügig 
und ohne Behinderungen erreicht werden kann. lm Schutzstreifen vorgesehene 
Stellflächen und Verkehrswege müssen für notwendig werdende Wartungs- und 
Reparaturarbeiten an der Gasversorgungsanlage auf Verlangen des örtlichen 
Beauftragten der Thyssengas GmbH jederzeit räumbar und sperrbar sein. 
 
Der Ausweisung öffentlicher Grünflächen im Schutzstreifen der Gasversorgungsan-
lagen können wir nur dann zustimmen, wenn Anpflanzungen / Baumpflanzungen zu 
der bestehenden Versorgungsleitung mit einem horizontalen Abstand von mindes-
tens 2,5 m zwischen Stammachse und Außenhaut der Versorgungsanlage ausge-
führt werden. Bei diesen Abständen werden in der Regel keine zusätzlichen Wur-
zelschutzmaßnahmen erforderlich. Die sich aus den Abständen ergebenen Freihal-
tezonen sind dauerhaft stockfrei und begehbar zu halten. 
Wir bitten wir Sie zu veranlassen, dass alle geplanten Maßnahmen im Näherungs- 
bzw. Schutzstreifenbereich der Leitungen rechtzeitig und unter Vorlage detaillierter 
Projektunterlagen mit uns abgestimmt werden. 
 
Zusätzliche Anregungen entnehmen Sie bitte dem beigefügten Merkblatt der E.ON 
Ruhrgas AG (heute Open Grid Europe GmbH - Neudruck liegt noch nicht vor), 
Berücksichtigung von unterirdischen Ferngasleitungen bei der Aufstellung von 
Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen". 
Abschließend teilen wir Ihnen mit, dass von diesem Bauleitverfahren keine Versor-
gungseinrichtungen GasLlNE GmbH & Co. KG betroffen werden. 
 

bau/Infrastruktur im Hause zur weiteren Berücksichtigung weiter-
geleitet. 
 
 
 
In den Bebauungsplan wurde bereits ein Hinweis aufgenommen, 
dass im Bereich der Ferngasleitungen Bäume und tiefwurzelnde 
Sträucher nur in einem Abstand von mindestens 2,5 m links und 
rechts der Leitungstrasse angepflanzt werden dürfen. Des Weite-
ren wird im Bebauungsplan auf den beidseits der Ferngasleitungs-
trasse einzuhaltenden 4 m breiten Schutzstreifen hingewiesen.   
 
 
Im Rahmen der Weiterleitung der Stellungnahme an das Sachge-
biet Tiefbau/Infrastruktur wird auch dieser Hinweis dem Sachgebiet 
zur Kenntnis gegeben. Darüber hinausgehende Regelungen im 
Bebauungsplan sind nicht möglich.  
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis auf das Merkblatt ist bereits als Hinweis Nr. 5 im Be-
bauungsplan enthalten. 
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Beschlussempfehlung zu A 1.2: 
Über die mit Schreiben vom 25.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.2 der PLEdoc GmbH wird wie folgt entschieden: 
 
Den Anregungen wird gefolgt.  
 
Der Verlauf der Ferngasleitung wird nachrichtlich in den Be-
bauungsplan aufgenommen. Die erfolgten Hinweise werden in 
den Bebauungsplan als Hinweis Nr. 5 aufgenommen oder, 
soweit sie für nur die Realisierung betreffen, dem Sachgebiet 
Tiefbau/Infrastruktur zur Kenntnis gegeben. 
 

A 1.3 Rhein-Sieg-Kreis 
 
Hier: Schreiben vom 29.10.2010 
 

Bebauungsplan Rheinbach Nr. 60 ,,Am Getreidespeicher" 
Beteiligung gem. § 13 (a) BauGB i.V.m § 4 (1) BauGB 
 
Abfallwirtschaft 
Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender wasserrechtlicher 
Erlaubnis zulässig. 
 
Bodenschutz 
Der im Plangebiet vorhandene Boden ist nicht als schutzwürdiger Boden in die 
Landeskartierung aufgenommen. (Schutzwürdige Böden in Nordrhein-Westfalen“, 
MUNLV NRW 2007). Der vorhandene natürliche Boden wird allerdings durch Ver-
siegelung, Verdichtung oder Umlagerung beeinträchtigt.  
Gemäß § 1a (2) BAUGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzuge-
hen. 
Wenn auch bei Verfahren nach 13a BauGB von einer Umweltprüfung bzw. Anwen-
dung der Eingriffsregelung abgesehen werden kann, wird empfohlen, die Folgen 
der Eingriffe in die Bodenfunktion (z. B. durch Versiegelung, Verdichtung, Umlage-
rung) in die Abwägung einzubeziehen und Maßnahmen zur Vermeidung / Minde-
rung und / oder zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen zu prüfen und darzustel-

 
 
 
Zu Abfallwirtschaft: 
Die Anregung wird als Hinweis in den Bebauungsplan übernom-
men und insofern befolgt  
 
Zu Bodenschutz: 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine innerstädtische Lage 
mit bereits vielfältigen anthropogenen Überformungen. Die Flächen 
sind durch bestehende Anlagen bereits erschlossen. 
In Abwägung der Belange Bodenschutz und dem öffentlichen 
Interesse einer baulichen Entwicklung dieser Innenstadtbereiche 
wird der angemessenen Bebauung der Vorzug eingeräumt.  
Gerade die Forderung nach sparsamem Umgang mit Grund und 
Boden führt dazu, bereits vorbelastete innenstadtnahe Lagen 
weiter auszubauen und angemessen zu entwickeln. Hierzu gehört 
allerdings auch die Forderung die nicht überbauten Flächen gärt-
nerisch zu nutzen und nicht zu versiegeln. Diese Vermeidung / 
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len. 
Als Arbeitshilfe wird der Leitfaden „Bodenschutz in der Umweltprüfung nach 
BauGB“, LABo 2009, empfohlen. 
 
Altlastenverdächtige Flächen 
Im Altlasten- und Hinweisflächenkataster des Rhein-Sieg-Kreises sind im Bereich 
des Plangebietes zwei Altstandorte registriert (s. Anlage), Die Fläche 53071017-0 
befindet sich im Bereich des Bahngeländes. Zu dieser Fläche liegt eine erstbewer-
tende Untersuchung aus dem Jahr 1998 vor. In einer bis max. 1,0 m mächtigen 
Aufschüttung wurden gering erhöhte Schadstoffgehalte ermittelt, die die in Anhang 
2 der BBodSchV genannten Prüfwerte für gewerblich genutzte Flächen unterschrei-
ten. Auch eine Grundwassergefährdung kann ausgeschlossen werden. 
Bei der Fläche 53072015-0 handelt es sich um einen Altstandort (ehemalige Tank-
stelle, ehemalige Kfz-Werkstatt und ehemalige Schlosserei), an dem über einen 
längeren Zeitraum mit erheblichen Mengen an Schadstoffen umgegangen worden 
ist. Erfahrungsgemäß liegen auf solchen Flächen häufig Bodenbelastungen vor. Die 
Fläche wird daher gemäß § 2 Abs. 6 BBodSchG im Altlasten- und Hinweisflächen-
kataster des Rhein-Sieg-Kreises als Altlastenverdachtsfläche geführt. Bodenunter-
suchungen liegen dem Rhein-Sieg-Kreis bislang nicht vor. 
Es obliegt der Stadt Rheinbach im Bebauungsplanverfahren, dem bodenbelas-
tungsverdacht nachzugehen und zu prüfen, ob die vorgesehene Nutzung ohne 
Gefahren oder erhebliche Nachteile im Sinne des BBodSchG realisiert werden 
kann. Insbesondere im Falle einer Umnutzung der derzeit überwiegend gewerblich 
genutzten Flächen hin zu sensibleren Nutzungen (z. B. die Anlage von Wohngärten 
mit Kinderspielflächen) ist eine Überprüfung, ob aus der Vornutzung Bodenbelas-
tungen vorliegen, erforderlich. 
 
Abwasserbeseitigung 
1. Abwasserbeseitigung für solche Grundstücke, die nach dem 01.01.1996 erstmals 
bebaut oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden (z. B. teilweise 
nördlich der Bahn): 
Das anfallende Niederschlagswasser ist auf erstmals zu überbauenden Grundstü-

Minderung wird im Bebauungsplan deshalb festgesetzt. 
 
 
 
Zu Altlastenverdächtige Flächen: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Fläche 
53072015-0 wird als Altstandort im Bebauungsplan gekennzeich-
net.  
 
 
Zudem wird ein Hinweis auf mögliche Bodenbelastungen in den  
Bebauungsplan aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu Abwasserbeseitigung: 
Zwar ist das anfallende Niederschlagswasser auf erstmals zu 
überbauenden Grundstücken gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz 
in Verbindung mit § 51 a Landeswassergesetz zu versickern, zu 
verrieseln oder ortsnah direkt oder ohne Vermischung mit 
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cken gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz in Verbindung mit § 51 a Landeswasser-
gesetz zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah direkt oder ohne Vermischung mit 
Schmutzwasser über eine Kanalisation in ein Gewässer einzuleiten, sofern dies 
ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich ist.  
Der Nachweis der Gemeinwohlverträglichkeit ist von der Gemeinde zu führen und 
im weiteren Bauleitplanverfahren mit dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen 
Umweltschutz abzustimmen. Insbesondere sind hier Stoffeinträge durch Versicke-
rungseinrichtungen bei festgestellten Bodenbelastungen (z. B. Altlasten) zu verhin-
dern. 
Für die Versickerungsanlagen bzw. die Einleitung in Oberflächengewässer sind 
wasserrechtliche Erlaubnisse beim Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umwelt-
schutz, zu beantragen.  
Private Versickerungsanlagen sind unter bestimmten Voraussetzungen erlaubnis-
frei. 
 
2. Abwasserbeseitigung für die Grundstücke, die vor dem 01.01.1996 erstmals 
bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen wurden: 
Eine Einleitung in die bestehende Mischwasserkanalisation ist zulässig. 
 

Schmutzwasser über eine Kanalisation in eine Gewässer einzulei-
ten, jedoch ist die Versickerungsfähigkeit der Böden in diesem 
Bereich für eine Versickerung über Mulden oder Rigolen nicht 
ausreichend, wie das für den nördlich angrenzenden Bebauungs-
plan Nr. 57 Hochschulviertel erstellte Bodengutachten nachweist. 
Eine Anlage von Sickerungsschächten und Schluckbrunnen ist auf 
Grund der Lage im geplanten Wasserschutzgebiet nicht zulässig. 
Aus diesen Gründen werden keine Versickerungsanlagen als 
öffentliche Entsorgungsanlagen geplant, sondern daran festgehal-
ten, die Plangebiete auch weiterhin an die städtischen Entsor-
gungsnetze anzuschließen.  
Da es sich bei dem Plangebiet um ein innerstädtisches, in großen 
Teilen seit langem bebautes Gebiet handelt, ist es in die Kanalpla-
nung und die Entsorgungsplanung, Schmutz- und Niederschlags-
wasser einbezogen. Die Kanäle sind dem entsprechend auch für 
eine ergänzende Neubebauung ausreichend dimensioniert. 
Für private Versickerungsanlagen, bzw. die Einleitung der Oberflä-
chengewässer sind, wenn erforderlich, wasserrechtliche Erlaubnis-
se beim Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, zu 
beantragen und der Nachweis der Gemeinwohlverträglichkeit ist 
vom Antragsteller zu führen. 
Die Plangebiete werden weiterhin an die städtischen Entsorgungs-
netze angeschlossen. Dieses wird in der Stellungnahme auch als 
zulässig eingestuft. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.3: 
Über die mit Schreiben vom 29.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.3 des Rhein-Sieg-Kreises wird wie folgt entschieden: 
 
Den Anregungen zur Abfallwirtschaft, Bodenschutz und Alt-
lastenverdachtsflächen wird gefolgt, entsprechende Hinweise 
werden in den Bebauungsplan aufgenommen. 
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Der Hinweis zur Abwasserbeseitigung und insbesondere zur 
Versickerungspflicht gem. § 51a LWG wird zur Kenntnis ge-
nommen. Öffentliche Anlagen zur Niederschlagswasserversi-
ckerung für die nach dem 01.10.1996 erstmals bebauten Ge-
biete werden nicht festgesetzt, da aufgrund der unzureichen-
den Versickerungsfähigkeit der Böden der technische und 
wirtschaftliche Aufwand unverhältnismäßig hoch wäre und 
das zusätzliche Niederschlagswassermengen in die bisherige 
Kanalnetzplanung einbezogen wurde.  
 

A 1.4 FB VI/SG 60.2 
Stadt Rheinbach 
 
Hier: Schreiben vom 26.10.2010 
 

Kanaltechnische Beurteilung: 
 
Das Bereich des v. g. Bebauungsplanes ist weitgehend bebaut (Bahnhofsstraße, 
Kriegerstraße, Aachener Straße). 
Hier ,,belastet" die private Abwasserbeseitigung und auch die öffentliche (Nieder-
schlagswasser der Straßenflächen) bereits die vorhandene Kanalisation. 
Die hydraulische Überprüfung des Büros atd aus Aachen im Jahr 2009 ergab keine 
unzureichende Dimensionierung des bestehenden Netzes. 
Auch der weitere Verlauf in Richtung Kläranlage zeigt keine hydraulischen Engpäs-
se. 
Daher ist selbst eine mögliche Versiegelung der Parkplatzflächen nördlich der 
Bahnlinie möglich, ohne die Kanalisation zu ,,überlasten". 
 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.4: 
Über die mit Schreiben vom 26.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.4 des FB VI/ SG 60.2 ist keine Beschlussfassung erfor-
derlich. 
 

A 1.5 Polizeipräsidium Bonn 
Postfach 2838, 53018 Bonn  
 
Hier: Schreiben vom 19.10.2010 
 

Derzeit werden durch Ihre umfassenden Planungen noch keine konkreten Belange 
der Städtebaulichen Kriminalprävention tangiert. 
Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass bei den Unterführungen und den geplanten 
Parkplätzen auf eine ausreichende Beleuchtung geachtet werden sollte 
Auch sollten im Bereich der Parkplätze nur niedrig wachsende Bepflanzungen 
erfolgen. 
Durch diese Maßnahmen werden Angsträume vermieden und die Sozialkontrolle 
gesteigert. 

Die Hinweise zu den Belangen der städtebaulichen Kriminalprä-
vention werden zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird 
an das Sachgebiet Tiefbau/Infrastruktur zur Berücksichtigung im 
Stellplatzausbau weitergeleitet. Im Bereich der Unterführungen 
sind bereits ausreichende Beleuchtungsmittel montiert.  
 
Beschlussempfehlung zu A 1.5: 
Über die mit Schreiben vom 19.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.5 des Polizeipräsidiums Bonn ist keine Beschlussfas-
sung erforderlich. 
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A 1.6 Stadtverwaltung Meckenheim Stadtpla-

nung, Liegenschaften 
Bahnhofstraße 22 
53340 Meckenheim  
 
Hier: Schreiben vom 11.10.2010 
 

Bezug nehmend auf Ihr Schreiben vom 01.10.2010 kann ich Ihnen mitteilen, dass 
von Seiten der Stadt Meckenheim keine Einwendungen gegen den vorgelegten 
Bebauungsplanentwurf Rheinbach Nr. 60,,Am Getreidespeicher" geltend gemacht 
werden. 
 

Beschlussempfehlung zu A 1.6: 
Über die mit Schreiben vom 11.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.6 der Stadtverwaltung Meckenheim ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
 

A 1.7 Erftverband 
Postfach 1320 
50103 Bergheim  
 
Hier: Schreiben vom 14.10.2010 
 

Unsere Stellungnahme vom 14.06.2005 ist auch weiterhin inhaltlich zu berücksich-
tigen. In dieser Stellungnahme hat sich jedoch der Fehlerteufel eingeschlichen. 
Bitte korrigieren Sie im vorletzten Absatz, in der vorletzten Zeile, das Wort 
,,Grünäckern". Selbstverständlich sollte dies ,,Gründächer" heißen. 
Außerdem weisen wir nochmals darauf hin, dass durch zusätzliche Versiegelungen 
die Stoßbelastungen im Kanal und in den Gewässern zunehmen. 
Zur Kompensation sollte die Versiegelung möglichst eingeschränkt und die Samm-
lung und Nutzung von Niederschlagswasser möglichst festgesetzt, zumindest aber 
empfohlen werden. 
Da die mittlerweile in Kraft getretene EG-Wasserrahmenrichtlinie in einem festge-
legten Zeitrahmen die Herstellung eines ,,guten Zustands" der Gewässer fordert, 
sollten die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen unbedingt an die Gewässer gelei-
tet werden. 
Hierzu gehören neben den notwendigen Maßnahmen zur Erreichung eines guten 
chemischen Zustands auch Maßnahmen am Gewässer selbst oder/und bis ins 
Gewässerumfeld. Die Umsetzung ist nach derzeitigem Wissensstand nicht zu 
umgehen und wird in Zukunft Kosten verursachen sowie Flächen im Gewässerum-
feld beanspruchen 
 
 
 
 
Um sowohl ansonsten doppelt anfallende Kosten zu vermeiden als auch den Flä-
chenentzug für die Landwirtschaft zu reduzieren, halten wir es für unbedingt erfor-
derlich, die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen bereits jetzt an die Gewässer zu 

Nach den vorliegenden Berechnungen sind die vorhandenen Ka-
näle ausreichend dimensioniert und durch einen Stellplatzausbau 
und durch die geringfügigen neuen Bauflächen keine Engpässe 
erkennbar. 
In den Bebauungsplan wird ein Hinweis „Niederschlagswasser“ 
aufgenommen: 
Auf den neuen Baugrundstücken im Plangebiet soll zur Wasser-
rückhaltung und Brauchwassernutzung die Anlage von Zisternen o. 
ä. zur Sammlung des nicht schädlich verunreinigten Niederschlag-
wassers in einer für den Starkregenfall ausreichend bemessenen 
Größenordnung vorgesehen werden. 
Das anfallende Niederschlagswasser ist auf erstmals zu überbau-
enden Grundstücken gemäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz in Ver-
bindung mit § 51 a Landeswassergesetz zu versickern, zu verrie-
seln oder ortsnah direkt oder ohne Vermischung mit Schmutzwas-
ser über eine Kanalisation in eine Gewässer einzuleiten, sofern 
dies ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit möglich 
ist.  
Für Versickerungsanlagen bzw. die Einleitung der Oberflächenge-
wässer sind wasserrechtliche Erlaubnisse beim Rhein-Sieg-Kreis, 
Amt für Technischen Umweltschutz, zu beantragen.  
 
Da der Bebauungsplan Innenbereichsflächen beplant, wird er im 
Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Eingriffs- und Ausgleichsbi-
lanzierung aufgestellt. Ausgleichsmaßnahmen sind deshalb nicht 
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lenken. Ggf. können hier weitere Maßnahmen die Situation am Tüttelbach weiter 
verbessern. 
 

Teil der Planfestsetzungen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.7: 
Über die mit Schreiben vom 14.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.7 des Erftverbandes wird wie folgt entschieden: 
 
Den Anregungen zum Umgang mit Niederschlagswasser wird 
durch die Aufnahme eines Hinweises in den Bebauungsplan 
entsprochen.  
Den Hinweisen zur Anlage von Ausgleichsmaßnahmen wird 
nicht gefolgt, da Ausgleichsmaßnahmen nicht erfolgen.  
 

A 1.8 PP Bonn / Direktion Verkehr 
-Verkehrsinspektion l/VK I 1-
Königswinterer Straße 500 
53227 Bonn-Ramersdorf 
 
Hier: Schreiben vom 15.10.2010 
 

Aus verkehrspolizeilicher Sicht bestehen zum jetzigen Zeitpunkt keine Bedenken! Beschlussempfehlung zu A 1.8: 
Über die mit Schreiben vom 15.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.8 des PP Bonn / Direktion Verkehr ist keine Beschluss-
fassung erforderlich. 
 

A 1.9 Justizvollzugsanstalt Rheinbach, 53359 
Rheinbach 
 
Hier: Schreiben vom 14.10.2010 
 

Von Seiten der hiesigen Anstalt werden Einwände nicht erhoben. Beschlussempfehlung zu A 1.9: 
Über die mit Schreiben vom 14.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.9 der Justizvollzugsanstalt Rheinbach ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
 

A 1.10 Regionalgas Euskirchen GmbH & 
Co.KG. Postfach 1146 
53861 Euskirchen  
 
Hier: Schreiben vom 14.10.2010 
 

Wir bestätigen Ihnen den Eingang Ihres o. a. Schreibens und teilen Ihnen hierzu 
mit, dass unsererseits gegen die Aufstellung des Bebauungsplans grundsätzlich 
keine Bedenken bestehen, soweit der Bestand unserer Anlagen gewährleistet ist. 
Wir möchten jedoch darauf hinweisen, dass evtl. geplante Ausgleichsmaßnahmen, 
insbesondere das Anpflanzen von Bäumen, grundsätzlich außerhalb unserer Lei-
tungstrassen anzustreben sind. 

Da der Bebauungsplan Innenbereichsflächen beplant, wird er im 
Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Eingriffs- und Ausgleichsbi-
lanzierung aufgestellt. Ausgleichsmaßnahmen sind deshalb nicht 
Teil der Planfestsetzungen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.10: 
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Hierbei verweisen wir auf das Merkblatt „Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsleitungen" der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswe-
sen. 

Über die mit Schreiben vom 14.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.10 der Regionalgas Euskirchen GmbH & Co.KG. ist 
keine Beschlussfassung erforderlich  
 

A 1.11 LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland 
Endenicher Straße 133 
53115 Bonn  
 
Hier: Schreiben vom 08.10.2010 
 

Vielen Dank für die Übersendung der Planungsunterlagen zum Bebauungsplan Nr. 
60. 
Bezüglich der Belange des Bodendenkmalschutzes bitte ich den in der Begründung 
enthaltenen Hinweis auf die §§ 15, 16 DSchG NW (Meldepflicht und Verände-
rungsverbot) insoweit zu ergänzen, dass im Süden der Fläche, etwa nördlich der 
Kriegerstraße, ein Teilstück der römischen Wasserleitung erwartet wird. Der exakte 
Verlauf wurde bisher nicht ermittelt, Störungen durch Altbebauung sind zwar wahr-
scheinlich, dennoch ist das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland früh-
zeitig bei Erdarbeiten zu beteiligen 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und beachtet.  
Der Sachverhalt wurde in der Begründung zum Bebauungsplan 
entsprechend ergänzt. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.11: 
Über die mit Schreiben vom 08.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.11 des LVR Amtes für Bodendenkmalpflege wird wie 
folgt entschieden: 
 
Der Anregung wird gefolgt. Der Sachverhalt wurde in der 
Begründung zum Bebauungsplan entsprechend ergänzt. 
 

A 1.12 RWE Westfalen-Weser-Ems Netzser-
vice GmbH. Rheinlanddamm 24 
44139 Dortmund  
 
Hier: Schreiben vom 07.10.2010 
 

Hochspannungsleitungen für diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht nicht vor. 
 
Diese Stellungnahme betrifft nur die von uns betreuten Anlagen des 110-kV-
Netzes. 
Ferner gehen wir davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die 
zuständigen Unternehmen beteiligt haben. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.12: 
Über die mit Schreiben vom 07.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.12 der RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice GmbH. 
ist keine Beschlussfassung erforderlich  
 

A 1.13 RSAG mbH . 53719 Siegburg  
 
Hier: Schreiben vom 06.10.2010 
 

Von Seiten der Rhein-Sieg-Abfallwirtschaftsgesellschaft mbH (RSAG) werden 
gegen die Aufstellung einer Bauleitplanung in der vorgesehenen Lage grundsätzlich 
keine Bedenken erhoben, wenn die folgenden Hinweise Beachtung finden: 
Die Erschließung mit Straßen, Wohnwegen, Wendekreisen und Wendehämmern ist 
so anzulegen, dass die Fahrbahnbreite eine reibungslose Müll- und Sperrgutabfuhr 
- auch mit Dreiachser-Großraumwagen - gewährleistet. 
Es ist darauf zu achten, dass Straßeneinmündungen mit Eckausrundung vorgese-

Alle Baugebiete im Geltungsbereich liegen an bereits ausgebauten 
Erschließungsstraßen, die eine reibungslose Müll- und Sperrgutab-
fuhr ermöglichen 
Den Anregungen wurde bereits hierdurch entsprochen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.13: 
Über die mit Schreiben vom 06.10.2010 eingegangene Stellung-
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hen und ausgeführt sowie Stichstraßen mit Wendeanlagen (Wendekreis oder -
hammer) geplant und errichtet werden. Insbesondere Wendekreise bedürfen dabei 
eines Radius von 9 Metern. 
Des Weiteren können drei Wendehämmer Ihrer Auswahl für Dreiachser-
Müllgroßraumfahrzeuge benutzt werden (siehe Beiblatt). 
Sollte den Vorschriften der UVV der Entsorgungsfahrzeuge nicht entsprochen 
werden, so kann eine Abfallentsorgung an dem Grundstück nicht erfolgen. Somit 
müsste in der Planung ein Stellplatz im Straßeneinmündungsbereich für die Abfall-
behälter berücksichtigt werden. 
Außerdem weisen wir darauf hin, dass gemäß des 56. Nachtrages zu den Unfall-
verhütungsvorschriften (UVV) der Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen 
Müllbeseitigung (VBG § 16) Abfall nur dann abgeholt werden darf, wenn die Zufahrt 
zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärtsfahren nicht erfor-
derlich ist. Ausgenommen ist ein kurzes Zurückstoßen, wenn es für den Ladevor-
gang erforderlich ist (z.B. bei Absetzkippern). 
Sollte sich diesbezüglich etwas ändern so sind wir gerne bereit vor Fertigstellung 
der Bebauung, eine Probefahrt mit dem Abfallsammelfahrzeug durchzuführen. 
Der Nachtrag zur UVV „Müllabfuhr“ ist am 01.10.1979 in Kraft getreten. 
 

nahme A 1.13 der RSAG mbH. ist keine Beschlussfassung erfor-
derlich  
 

A 1.14 Zweckverband Naturpark Rheinland,  
WilIy-Brandt-Platz 1 
50126 Bergheim  
 
Hier: Schreiben vom 05.10.2010 
 

Der oben angegebene B-Plan berührt die Belange des Zweckverbands "Naturpark 
Rheinland" nicht. Von einer Stellungnahme sehen wir daher ab. 
 

Beschlussempfehlung zu A 1.14: 
Über die mit Schreiben vom 05.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.14 des Zweckverbandes Naturpark Rheinland ist keine 
Beschlussfassung erforderlich  
 

A 1.15 RMR Rhein-Main-
Rohrleitungstransportgesellschaft 
m.b.H. 
Godorfer Hauptstraße 186 
50997 Köln  
 

Von der vorgenannten Maßnahme werden weder unsere vorhandenen Anlagen 
noch laufende bzw. vorhersehbare Planungen, unseres Hauses betroffen. 
 
Falls für Ihre Maßnahme ein Ausgleich für den Eingriff in Natur und Landschaft 
gefordert wird, muss sichergestellt sein, dass dieser nicht im Schutzstreifen unserer 
Leitungen stattfindet. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Da der Bebauungsplan Innenbereichsflächen beplant, wird er im 
Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Eingriffs- und Ausgleichsbi-
lanzierung aufgestellt. Ausgleichsmaßnahmen sind deshalb nicht 
Teil der Planfestsetzungen. 
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Hier: Schreiben vom 04.10.2010 
 

Sollten diese Ausgleichsmaßnahmen vorgenommen werden, bitten wir um erneute 
Beteiligung. 
 

Beschlussempfehlung zu A 1.15: 
Über die mit Schreiben vom 04.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.15 der RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransport-
gesellschaft m.b.H. ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 

A 1.16 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen 
Regionalniederlassung Ville-Eifel 
Postfach 120161 
53874 Euskirchen  
 
Hier: Schreiben vom 22.10.2010 
 

Gegen die o. g. Bauleitplanung bestehen seitens der Straßenbauverwaltung grund-
sätzlich keine Bedenken. 
 
Die Leistungsfähigkeit des vorhandenen Knotens L 113/ Am Getreidespeicher/ 
Römerkanal ist in Bezug auf die künftige Entwicklung nachzuweisen. Evtl. bauliche 
Änderungen oder Ergänzungen des Knotenpunktes gehen zu Lasten der Stadt 
Rheinbach. 
 

Nach Abstimmung der Stadt Rheinbach mit dem Landesbetrieb 
Straßenbau wird von einer Überprüfung der Leistungsfähigkeit 
abgesehen. Die Forderung wird nicht mehr aufrecht gehalten. 
Der Vorgang wird zur Kenntnis genommen: 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.16: 
Über die mit Schreiben vom 22.10.2010 eingegangene Stellung-
nahme A 1.16 des Landesbetriebs Straßenbau Nordrhein-
Westfalen, Regionalniederlassung Ville-Eifel ist keine Beschluss-
fassung erforderlich. 
 

A 1.17 Bezirksregierung Köln, Kampfmittelbe-
seitigung,  
50606 Köln  
Hier: Schreiben vom 20.03.2001 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet in einem ehemaligen Bomben-
abwurfgebiet liegt. Da das Vorhandensein von Kampfmitteln nicht gänzlich ausge-
schlossen werden kann, wird bei Konkretisierung eines Bauvorhabens um Benach-
richtigung gebeten, damit eine Überprüfung durchgeführt werden kann.  
 
 

Die Hinweise der Bezirksregierung Köln, Kampfmittelbeseitigung 
werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.17: 
Über die mit Schreiben vom 20.03.2001 eingegangene Stellung-
nahme A 1.17 der Bezirksregierung Köln, Kampfmittelbeseitigung 
wird wie folgt entschieden: 
 
Der Anregung wird gefolgt und der Hinweis im Bebauungs-
plan ergänzt. 
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Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit an der Planung keine Stellungnahmen aus 
der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die zu entscheiden ist. 

Meckenheim, den 07.03.2014           gez. Dr. Naumann        sgp architekten + stadtplaner BDA 
h:\s_483\sekretariat\2011\abwägung töb - ü-sgp -                               
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B 1.1 RMR Rhein-Main-

Rohrleitungstransportgesellschaft mbH 
Godorfer Hauptstraße 186 
50997 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 12.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.1: 
Über die mit Schreiben vom 12.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.1 der RMR Rhein-Main-Rohrleitungstransport-
gesellschaft mbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.2 Polizeipräsidium Bonn 

Postfach 2838 
53018 Bonn 
 
Hier: Schreiben vom 14.05.2014 
 

 

Die Hinweise zu den Belangen der städtebaulichen Kriminalprä-
vention werden zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird 
an das Sachgebiet Tiefbau / Infrastruktur zur Berücksichtigung im 
Stellplatzausbau weitergeleitet. Im Bereich der Unterführungen 
sind bereits ausreichende Beleuchtungsmittel montiert. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.2: 
Über die mit Schreiben vom 14.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.2 des Polizeipräsidiums Bonn ist keine Beschlussfas-
sung erforderlich. 
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 Sowie Schreiben vom 19.10.2010 
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B 1.3 Wahnbachtalsperrenverband 

Siegelsknippen 
53721 Siegburg 
 
Hier: Schreiben vom 15.04.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.3: 
Über die mit Schreiben vom 15.04.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.16 des Wahnbachtalsperrenverbands ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
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B 1.4 Polizeipräsidium Bonn 

Direktion Verkehr 
Führungsstelle/ Verkehrsplanung 
 
Hier: Schreiben vom 15.04.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.4: 
Über die mit Schreiben vom 15.04.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.4 des Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.5 Bezirksregierung Köln, Dez. 54 Was-

serwirtschaft, Gewässerschutz 
50605 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 19.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.5: 
Über die mit Schreiben vom 19.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.5 der Bezirksregierung Köln, Dez. 54 Wasserwirtschaft, 
Gewässerschutz ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.6 Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. 

KG 
Münsterstraße 9 
53881 Euskirchen 
 
Hier: Schreiben vom 19.05.2014 
 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei den weite-
ren Realisierungen beachtet. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.6: 
Über die mit Schreiben vom 19.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.6 der Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
 

Anlage 2



Sachgebiet 62.2   |   Planung und Umwelt  18.05.2015 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 60 „Am Getreidespeicher“ 
Behandlung der Stellungnahmen  
 
B) Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  
B 1) Stellungnahmen Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
 

 
 SEITE 22 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.7 Unitymedia NRW GmbH  

Postfach 102028 
34020 Kassel 
 
Hier: Schreiben vom 19.05.2014 
 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei den weite-
ren Realisierungen beachtet. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.7: 
Über die mit Schreiben vom 19.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.7 der Unitymedia NRW GmbH ist keine Beschluss-
fassung erforderlich. 
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 SEITE 23 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.8 Stadt Meckenheim  

Postfach 1160 
53333 Meckenheim 
 
Hier: Schreiben vom 19.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.8: 
Über die mit Schreiben vom 19.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.8 der Stadt Meckenheim ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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 SEITE 24 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.9 Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW 

Köln  
Domstraße 55-73 
50668 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 19.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.9: 
Über die mit Schreiben vom 19.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.9 des Bau- und Liegenschaftsbetriebs NRW Köln ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
 

Anlage 2



Sachgebiet 62.2   |   Planung und Umwelt  18.05.2015 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 60 „Am Getreidespeicher“ 
Behandlung der Stellungnahmen  
 
B) Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  
B 1) Stellungnahmen Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
 

 
 SEITE 25 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.10 Westnetz GmbH  

Florianstr. 15-21 
44139 Dortmund 
 
Hier: Schreiben vom 19.05.2015 
 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die weiteren Versorgungsträger wurden im Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.10: 
Über die mit Schreiben vom 19.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.10 der Westnetz GmbH ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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 SEITE 26 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.11 Bundesnetzagentur  

Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 
 
Hier: Schreiben vom 21.05.2014 
 

 

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 
Bauwerke über 20 m Bauhöhe sind nicht vorgesehen. Die Richt-
funkbetreiber wurden im Verfahren beteiligt. Zur Berücksichtigung 
der Belange des Richtfunks wurde ein Hinweis zu den vorhande-
nen Richtfunktrassen in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.11: 
Über die mit Schreiben vom 21.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.11 der Bundesnetzagentur ist keine Beschlussfas-
sung erforderlich. 
 

Anlage 2



Sachgebiet 62.2   |   Planung und Umwelt  18.05.2015 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 60 „Am Getreidespeicher“ 
Behandlung der Stellungnahmen  
 
B) Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  
B 1) Stellungnahmen Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
 

 
 SEITE 27 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
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 SEITE 28 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.12 Landesbetrieb Straßenbau NRW Regi-

onalniederlassung Ville-Eifel  
Postfach 120161 
53874 Euskirchen 
 
Hier: Schreiben vom 22.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.12: 
Über die mit Schreiben vom 22.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.12 des Landesbetriebs Straßenbau Nordrhein-
Westfalen, Regionalniederlassung Ville-Eifel ist keine Beschluss-
fassung erforderlich. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.13 Bundesamt für Infrastruktur, Umwelt-

schutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr, Referat Infra I 3 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 
 
Hier: Schreiben vom 22.05.2014 
 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Bauwerke über 20 
m Bauhöhe sind nicht vorgesehen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.13: 
Über die mit Schreiben vom 22.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.13 des Bundesamtes für Infrastruktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen der Bundeswehr, Referat Infra I 3 ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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 SEITE 30 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.14 Gemeinde Alfter  

Am Rathaus 7 
53347 Alfter 
 
Hier: Schreiben vom 26.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.14: 
Über die mit Schreiben vom 26.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.14 der Gemeinde Alfter ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.15 Deutsche Bahn AG DB Immobilien 

Region West  
Deutz-Mülheimer Str. 22.24  
50679 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 26.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme der DB-AG mit Hinweisen und Anregungen zur 
Sicherstellung des störungsfreien Bahnbetriebs und die Anforde-
rungen im Zusammenhang mit Instandsetzungsarbeiten und Un-
terhalt von DB-Anlagen werden zur Kenntnis genommen. Die 
Merkblätter und Regelwerke werden beachtet. 
 
Klarstellungen: 
Baumpflanzungen 
Die Hinweise zu Baumpflanzungen und erforderlichen Pflegemaß-
nahmen werden zur Kenntnis genommen und im Zuge der Umset-
zung des Bebauungsplanes sowie im Rahmen der Unterhaltung 
der Flächen berücksichtigt. 
 
Zugänglichkeit der DB-Anlagen 
Der Zugang zu den Anlagen der Deutschen Bahn AG wird durch 
die Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht behindert. 
 
Mindestabstand Schienenweg - Straße 
Der Mindestabstand von 15 m kann nicht an allen Stellen eingehal-
ten werden. Es handelt sich in den bahnparallelen Bereichen in 
allen Gebieten innerhalb des Plangebietes um bestehende Stra-
ßen und Verkehrsflächen, die durch die Festsetzungen des Be-
bauungsplanes nachvollzogen werden. Eine Änderung zur Einhal-
tung des Mindestabstandes ist aus eigentumsrechtlichen Gründen 
ausgeschlossen. 
 
Werbeanlagen 
Die Werbung ist in den Textlichen Festsetzungen geregelt. Nicht 
gestattet sind Lichtprojektionswerbung, Werbeanlagen mit wech-
selndem oder sich bewegendem Licht, so dass Blendwirkungen 
ausgeschlossen werden können. 
 
 
 
Ballfangzaun 

Anlage 2
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
  

 

Ballfangzaun 
Innerhalb des Plangebietes sind keine Spiel- und Sportanlagen 
festgesetzt oder vorgesehen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.15: 
Über die mit Schreiben vom 26.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.15 der Deutschen Bahn AG DB Immobilien Region 
West ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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 SEITE 33 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.16 VdK Ortsverband Rheinbach 

Schmidtheimer Str. 15  
53359 Rheinbach 
 
Hier: Schreiben vom 27.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.16: 
Über die mit Schreiben vom 27.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.16 des VdK Ortsverbandes Rheinbach ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.17 RSAG AöR 

Pleiser Hecke 4 
53721 Siegburg 
 
Hier: Schreiben vom 27.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.17: 
Über die mit Schreiben vom 27.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.17 der RSAG AöR ist keine Beschlussfassung erfor-
derlich. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.18 Justizvollzugsanstalt Rheinbach 

53359 Rheinbach 
 
Hier: Schreiben vom 28.05.2011 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.18: 
Über die mit Schreiben vom 28.05.2015 eingegangene Stellung-
nahme B 1.18 der Justizvollzugsanstalt Rheinbach ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.19 Amprion GmbH Betrieb Projektierung 

Leitungen Bestandsicherung  
Rheinlanddamm 24 
4139 Dortmund 
 
Hier: Schreiben vom 04.06.2014 
 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die weiteren Versorgungsträger wurden im Verfahren beteiligt. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.19: 
Über die mit Schreiben vom 04.06.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.18 der Amprion GmbH ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.20 Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 

50606 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 20.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.20: 
Über die mit Schreiben vom 20.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.20 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 33 ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.21 Erftverband  

Postfach 1320 
50103 Bergheim 
 
Hier: Schreiben vom 11.06.2014 
 

 

Nach den vorliegenden Berechnungen sind die vorhandenen Ka-
näle ausreichend dimensioniert und durch einen Stellplatzausbau 
und durch die geringfügigen neuen Bauflächen sind keine Engpäs-
se erkennbar. 
In den Bebauungsplan wird ein Hinweis  „Niederschlagswasser“ 
zur Sammlung von Niederschlagswasser aufgenommen. Zur Was-
serrückhaltung und Brauchwassernutzung wird empfohlen, Zister-
nen o. ä. zur Sammlung des nicht schädlich verunreinigten Nieder-
schlagswassers vorzusehen. 
Da der Bebauungsplan Innenbereichsflächen beplant, wird er im 
Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Eingriffs- und Ausgleichsbi-
lanzierung aufgestellt. Ausgleichsmaßnahmen sind deshalb nicht 
Teil der Planfestsetzungen.  
Ziel des Bebauungsplanes ist es nicht, großflächige Neubauflä-
chen auszuweisen. Nur auf wenigen bereits bebauten Grundstü-
cken im Bereich der Straße „Am Getreidespeicher“ werden im 
Zuge der Nachverdichtung neue Bauflächen ausgewiesen. Dieses 
entspricht den Zielen der Innennetwicklung, für die in dem gege-
benen Umfang keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen werden.  
 
Beschlussempfehlung zu B 1.21:  
Über die mit Schreiben vom 11.06.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.21 des Erftverbandes wird wie folgt entschieden: 
 
Den Anregungen zum Umgang mit Niederschlagswasser wird 
durch die Aufnahme eines Hinweises in den Bebauungsplan 
entsprochen. Dem Hinweis zur Anlage von Ausgleichsmaß-
nahmen wird nicht gefolgt, da Ausgleichsmaßnahmen nicht 
erfolgen. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.22 Rhein-Sieg-Kreis, Der Landrat 

Postfach 1551 
53705 Siegburg 
 
Hier: Schreiben vom 02.06.2014 
 

 

Die Hinweise und Anregungen des Rhein-Sieg-Kreises zur geän-
derten Darstellung des Altstandortes sowie zu den artenschutz-
rechtlichen Belangen werden zur Kenntnis genommen.  
Die artenschutzrechtlichen Belange werden in den nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren zur Umsetzung des Bebauungsplanes 
beachtet.  
 
Beschlussempfehlung zu B 1.22:  
Über die mit Schreiben vom 11.06.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.22 des Rhein-Sieg-Kreises wird wie folgt entschieden: 
 
Die im Bebauungsplan nachrichtlich gekennzeichnete Fläche 
des Altstandortes wird angepasst.  
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 1.23 LVR Amt für Denkmalpflege im Rhein-

land  
Postfach 21-40 
50250 Pulheim 
 
Hier: Schreiben vom 10.06.2014 
 

 

Die Hinweise und Anregungen des LVR-Amt für Denkmalpflege im 
Rheinland werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Baudenkmale sind im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 6 
BauGB gekennzeichnet.  
Die Erhaltung von Denkmälern regelt das Denkmalschutzgesetz, 
hier § 7 DSchG, unabhängig von den Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes.  
 
Baulinien 
Baulinien werden aus besonderen städtebaulichen Gründen dort 
festgesetzt, wo zusammenhängende Baufluchten oder straßenbe-
gleitende Gebäudekubaturen prägende stadtgestalterische Ele-
mente darstellen. 
Die allseitige Umfassung der jeweiligen Gebäudegrundrisse mit 
einer Baulinie würde der gebotenen planerischen Zurückhaltung 
widersprechen, da die Ziele des Denkmalschutzes auf anderer 
gesetzlicher Grundlage geregelt sind. Im Falle eines Abgangs 
eines Baudenkmals ist eine Rekonstruktion in der Regel nicht im 
Sinne des Denkmalschutzrechtes. Der seitliche Gebäudeabstand 
wird durch die Festsetzung der Bauweise und den sich daraus 
ergebenen bauordnungsrechtlichen Anforderungen bestimmt.  
Die gründerzeitlichen Straßenräume werden wesentlich durch die 
vorhandenen Baufluchten geprägt, die durch die straßenseitige 
Gebäudekante definiert sind. Diese Baufluchten werden durch die 
festgesetzte Baulinie aufgenommen und festgeschrieben. Um 
geometrische Abweichungen aufzufangen, ist eine geringfügige 
Über- bzw. Unterschreitung im Bestand als Ausnahme zulässig. 
Darüber hinaus sind weitere Überschreitungen durch untergeord-
nete Bauteile (Erker u. ä.) als Ausnahme zulässig, wenn dies aus 
denkmalpflegerische Gründen, entweder zum Erhalt des Gebäu-
des oder aus Gründen des stadtgestalterischen Ensembles erfor-
derlich ist.  
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Die Kubatur des Bahnhofgebäudes wurde bereits, wie angeregt, 
durch die entsprechende Festsetzung von Baulinien und –grenzen 
gesichert. 
 
Dachneigung 
Da alle Baudenkmäler geneigte Dächer mit mehr als 15 Grad 
Dachneigung aufweisen, setzt der Bebauungsplan diese Dachnei-
gung als Mindestneigung fest. Das bedeutet, dass eine gewisse 
Dachfläche gestalterisch wirksam wird. Die steileren Dachneigun-
gen der Baudenkmäler widersprechen dieser Mindestfestsetzung 
nicht. 
 
Solartechnische Anlagen 
Um mögliche Konflikte zwischen Denkmalschutz und Umwelt-
schutz zu vermeiden oder zu lösen ist es erforderlich, beiden Be-
langen Raum zu geben, um entsprechende Abwägungen im kon-
kreten Einzelfall vornehmen zu können. 
Die Vereinbarkeit einer Solar- oder Photovoltaikanlage mit dem 
Denkmalschutz kann dann in jedem konkreten Einzelfall beurteilt 
werden. Um diese Option zu ermöglichen, ist es erforderlich, der 
Anregung nicht zu folgen. 
 
Werbeanlagen 
Die Zulässigkeit von Werbeanlagen an Baudenkmälern unterliegt 
dem Genehmigungsvorbehalt des Denkmalschutzgesetztes. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.23:  
Über die mit Schreiben vom 10.06.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.23 des LVR Amtes für Denkmalpflege im Rheinland 
wird wie folgt entschieden: 
 

Anlage 2



Sachgebiet 62.2   |   Planung und Umwelt  18.05.2015 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 60 „Am Getreidespeicher“ 
Behandlung der Stellungnahmen  
 
B) Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  
B 1) Stellungnahmen Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
 

 
 SEITE 43 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
Den Anregungen zur Sicherung der Denkmäler in der Bahn-
hofstraße die Gebäudekubatur durch Baulinien sowie durch 
individuelle Festsetzung von Trauf- und Firsthöhen zu si-
chern, wird nicht gefolgt. Ebenso wird der Anregung auf Ver-
zicht einer Mindest-Dachneigung für gekennzeichnete Denk-
mäler nicht gefolgt. 
Der Anregung, die Flächen WA I und WA II sowie GE I von den 
Hinweisen zu solartechnischen Anlagen (Nr 3 und Nr. 9) aus-
zunehmen, wird nicht gefolgt. 
In den Bebauungsplan werden jedoch aus städtebaulichen 
Gründen zum Erhalt der gründerzeitlichen Straßenfluchten in 
der Bahnhofstraße und in der Kriegerstraße straßenbegleiten-
de Baulinien festgesetzt. Eine Überschreitung ist als Ausnah-
me, dort wo denkmalpflegerische Belange dies erfordern, 
zulässig. 
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B 1.24 E-Plus Mobilfunk GmbH & Co. KG 

Geschäftsstelle West / ERW-T 
Borsigstraße 11 
40880 Ratingen 
 
Hier: Schreiben vom 11.06.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.24: 
Über die mit Schreiben vom 11.06.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.24 der E-Plus Mobilfunk GmbH & Co. KG ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.25 PLEdoc GmbH  

Postfach 120255 
45312 Essen 
 
Hier: Schreiben vom 28.05.2014 
 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der weite-
ren Realisierung beachtet. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.25: 
Über die mit Schreiben vom 28.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.16 der PLEdoc GmbH ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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B 1.26 Telefonica Germany GmbH & Co. OHG  

Rheinstraße 15 
14513 Teltow 
 
Hier: Schreiben vom 10.06.2014 
 

 

Beschlussempfehlung zu B 1.26:  
Über die mit Schreiben vom 10.06.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.26 der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG wird wie 
folgt entschieden: 
 
Es wird ein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen, in 
dem auf die Richtfunkverbindungen und die Abstimmung zur 
Vermeidung erheblicher Störungen der Telekommunikations-
linien hingewiesen wird. 
Die Übersichtspläne mit Darstellung der Richtfunktrassen 
werden als Anlage der Begründung beigefügt.  
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B 1.27 Sachgebiet Tiefbau 

 
Hier: Schreiben vom 16.05.2014 
 

 

Zur Entlastung der abwassertechnischen Systeme ist eine Rück-
haltung des Niederschlagswassers sinnvoll. Da hierfür keine Grö-
ßenordnungen genannt werden können und die Begriffe „ausrei-
chend bemessen“ rechtlich zu unbestimmt sind, werden sie aus 
dem Hinweis gestrichen.  
 
Die Grundstücke im Plangebiet werden nicht erstmalig bebaut, 
sodass ein Verweis auf die Anforderungen zur Versickerung, Ver-
rieselung oder ortsnahe Einleitung gemäß § 
55Wasserhaushaltsgesetz in Verbindung mit § 51 a Landeswas-
sergesetz nicht erfolgen muss. Der entsprechende Absatz zur 
Niederschlagswasserbeseitigung in den Hinweisen wird daher 
herausgenommen, da die Niederschlagswasserbeseitigung im 
geltenden Abwasserbeseitigungskonzept geregelt wird. 
 
Beschlussempfehlung zu 1.27: 
Über die mit Schreiben vom 16.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.27 des Sachgebietes Tiefbau der Stadt Rheinbach wird 
wie folgt entschieden: 
 
Der Anregung der Verwaltung wird gefolgt. Die Hinweise und 
Darstellungen in Planzeichnung und Begründung werden 
entsprechend geändert. 
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B 1.28 LVR Amt für Bodendenkmalpflege im 

Rheinland  
Endenicher Straße 133 
53115 Bonn 
 
Hier: Schreiben vom 28.07.2014 
 

 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass grundsätzliche Bedenken 
gegen die Planung nicht bestehen.  
Um den Anregungen der Bodendenkmalpflege gerecht zu werden, 
wird der archäologische Konfliktbereich im Bebauungsplan flächig 
gekennzeichnet. In der Legende erfolgt die Erläuterung „Archäolo-
gischer Konfliktbereich“. Hierzu erfolgen unter den Hinweisen Ziffer 
1 Hinweise, die präzisiert werden, zu weiteren Regelungen und 
Vorgehensweisen, um Konflikte mit der Bodendenkmalpflege zu 
minimieren.  
Eine aufschiebende bedingte Festsetzung wird im Sinne der gebo-
tenen planerischen Zurückhaltung nicht vorgesehen. Es ist zu 
beachten, dass im Bereich Kriegerstraße bereits heute Baurecht 
auf der Grundlage des derzeit noch rechtskräftigen Bebauungspla-
nes besteht und auch ohne den Rechtsplan nach § 34 BauGB 
Baurecht gegeben ist.  
Für die rückwärtigen Grundstücke an der Straße „Am Getreide-
speicher“ erfüllt die Kennzeichnung des Konfliktsbereiches und der 
präzisierte Hinweis die gewünschte Anstoßfunktion, dass einer 
baulichen Nutzung, die mit Eingriffen in den Boden verbunden ist, 
eine entsprechende fachliche Klärung der denkmalpflegerischen 
Belange vorangehen muss. Durch die frühzeitige Kontaktaufnahme 
mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege können so die Belange 
der Bodendenkmalpflege ausreichend berücksichtigt werden.  
Auch der Hinweis auf die Kostentragung durch den Verursacher 
gemäß der Neuregelung des DSchG in der geänderten Fassung 
vom 27.07.2013 ist damit genüge getan.  
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Beschlussempfehlung zu 1.28: 
Über die mit Schreiben vom 28.07.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.28 des LVR Amtes für Bodendenkmalpflege im Rhein-
land wird wie folgt entschieden: 
 
Der Anregung wird insofern gefolgt, dass eine Kennzeichnung 
der Fläche im Bebauungsplan erfolgt und die Hinweise präzi-
siert werden.  
Der Anregung, eine aufschiebende Bedingung gemäß § 9 Abs. 
2 BauGB in den Bebauungsplan aufzunehmen, wird nicht 
gefolgt.  
Die Planunterlagen werden entsprechend ergänzt. 

Anlage 2



Sachgebiet 62.2   |   Planung und Umwelt  18.05.2015 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 60 „Am Getreidespeicher“ 
Behandlung der Stellungnahmen  
 
B) Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB  
B 1) Stellungnahmen Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
 

 
 SEITE 53 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
  

 

 

Anlage 2



Sachgebiet 62.2   |   Planung und Umwelt  18.05.2015 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 60 „Am Getreidespeicher“ 
Behandlung der Stellungnahmen  
 
B)  Öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 
B 2) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 
 

 
 SEITE 54 

Nr. Einwender Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
B 2.1 Einwender 1  

mit Schreiben vom 
27.05.2014 
 
 

 

 

Die Anregung des Einwenders 1 bezieht sich auf das Flurstück 
18 mit der Lagebezeichnung Bahnhofstraße 3. Die Lagebe-
zeichnung Bahnhofstraße 1 ist dem benachbarten Eckgrund-
stück, Flurstück 16, zugeordnet, welches sich jedoch nicht im 
Eigentum des Antragstellers befindet.  
 
Der vorhandene Gebäudebestand auf dem Grundstück Bahn-
hofstraße 3, Flurstück 18, wird großzügig von den festgesetzten 
Baugrenzen umfasst. Das Baufenster eröffnet eine Baufläche 
von ca. 473 m². Der Gebäudebestand, einschließlich unterge-
ordneter Nebenanlagen, umfasst heute ca. 400 m² bebaute 
Fläche. Nebenanlagen sind gemäß textlicher Festsetzung auch 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen, im Rahmen 
der Ausnutzung der Grundflächenzahl, zulässig.  
 
Durch die Festsetzung des Baufensters wird der vorhandene 
Gebäudebestand daher nicht ausgegrenzt. Das 23 m tiefe Bau-
fenster ermöglicht rückwärtige Erweiterungen der derzeitigen 
Hauptnutzung in einer Tiefe von rund 7,50m bzw. 13 m. Darüber 
hinaus ist eine Erweiterung und Verdichtung der Hauptnutzung, 
insbesondere zu Wohnzwecken, aus Gründen gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse städtebaulich unerwünscht.  
 
Das Grundstück Bahnhofstraße 3 ist als Auftakt der östlich un-
mittelbar anschließenden Wohnbebauung entlang der Bahnhof-
straße zu werten. Städtebauliches Ziel für diesen Straßenzug ist 
es, die rückwärtigen Grundstücksbereiche als Haugärten und 
Grünbereiche von Bebauung und Folgenutzungen freizuhalten 
um ein hohes Maß an Wohnqualität in zentraler, innerstädtischer 
Lage zu erhalten und weiter zu entwickeln. Demgegenüber dient 
die Tiefe der Baufenster an der Aachener Straße, mit ihren 
rückwärtigen eingeschossigen Bauflächen, der Stärkung und der 
Konzentration der gewerblichen Nutzung innerhalb des der 
Aachener Straße zugeordneten Mischgebietes. Die von dem 
Antragsteller gewünschte Fortsetzung der Grenzbebauung ent-
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lang der westlichen Grundstücksgrenze widerspricht den vorge-
nannten Zielen und entspricht daher nicht der beabsichtigen 
städtebaulich geordneten Entwicklung dieses Baublocks. 
 
Beschlussempfehlung zu B 2.1:  
Über die mit Schreiben vom 27.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme des Einwenders B 2.1 wird wie folgt entschieden: 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt, da sie der beabsichtigten 
städtebaulichen geordneten Entwicklung des Baublocks 
zwischen Bahnhofstraße, Am jüdischen Friedhof und 
Aachener Straße zuwider läuft. 
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B 2.2 Einwender 2 

mit Schreiben vom 
07.06.2014 
 

 
 

 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes geht auch das Ziel 
einher, die Innenentwicklung zu fördern.  
Das Grundstück ist funktional und räumlich als Eingangsbereich 
zur Innenstadt zu werten. Aufgrund seiner verkehrsgünstigen 
und solitären Lage weist es entsprechende Potenziale auf, um 
hinsichtlich seiner Nutzungen aber auch durch entsprechende 
Gebäudekubaturen als Auftakt für den nordöstlichen Innenstadt-
bereich entwickelt zu werden. 
Dies ist nicht zwingend gleichzusetzen mit einer von weither 
sichtbaren Landmarke, sondern bezieht sich auf städtebaulich-
funktionale Inhalte. Die Anregung des Einwenders, die Zahl der 
Vollgeschosse zu reduzieren wird daher aufgegriffen. Mit der 
Festsetzung von maximal zwei Vollgeschossen mit einer Grund-
flächenzahl von 0,6 und einer Geschossflächenzahl von 1,2 
bleibt die Maßstäblichkeit gewahrt. 
 
Zwischen öffentlichen Parkplatzanlagen entlang der Bahn, der 
nördlichen Einfallstraße L 113 (Gymnasiumstraße) und der 
Entlastungsstraße „Am Römerkanal“ gelegen, ist dieser Standort 
für eine gemischte Nutzung, z. B. von Dienstleistungen / Gewer-
be und Wohnen eher geeignet als für eine reine Wohnnutzung, 
mit der auch entsprechende Ansprüche an den Immissions-
schutz einhergehen. 
 
Der bauordnungsrechtlich notwendige Stellplatzbedarf ist, wie 
bei jedem Vorhaben, auf dem Baugrundstück nachzuweisen, 
aus der Ausweisung als Mischgebiet wird daher kein weiterer 
Bedarf an öffentlichen Stellplätzen generiert. Darüber hinaus 
liegt die Fläche in fußläufiger Entfernung zum Bahnhof Rhein-
bach und weiteren öffentlichen Stellplätzen innerhalb des Plan-
gebietes. 
 
Neben dem Böschungsgrün, das außerhalb des Plangeltungsbe-
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reichs liegt, befinden sich die großen Bäume auf privaten Grund-
stücksflächen. Zielsetzung ist es, in die Entscheidungsfreiheit 
der Grundstückseigentümer hinsichtlich der Garten- und Frei-
raumgestaltung sowie des Großgrüns nur dann einzugreifen, 
wenn zwingende städtebauliche Gründe dieses erforderlich 
machen. Dieses ist hier nicht gegeben. Die Schutzwürdigkeit des 
Baumbestandes unterliegt der Einzelfallprüfung und ist nicht 
Bestandteil dieses Bauleitplanverfahrens. 
 
Beschlussempfehlung zu B 2.2:  
Über die mit Schreiben vom 07.06.2014 eingegangene Stellung-
nahme des Einwenders B 2.2 wird wie folgt entschieden: 
 
Der Anregung, die Fläche zwischen L 116, der Straße „Am 
Römerkanal“ und der Bahnstrecke Bonn – Bad Münstereifel 
als Reines Wohngebiet auszuweisen wird nicht gefolgt. 
Der vom Einwender vorgebrachte Anregung, das Maß der 
baulichen Nutzung gegenüber dem Planentwurf zu reduzie-
ren wird insoweit gefolgt, als dass für das Mischgebiet MI V 
die Zahl der Vollgeschosse auf zwei („II“) festgesetzt wird. 
Die im Entwurf bereits vorgesehene Grundflächenzahl von 
0,6 bleibt bestehen, die Geschossflächenzahl reduziert sich 
entsprechend auf 1,2. 
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C 1.1 Erftverband 

Postfach 1320 
50103 Bergheim 
 
Hier: Schreiben vom 13.02.2015  
 
sowie vom 14.10.2014, 14.06.2005 und 
23.05.2000 

 

Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Sie werden 
bereits im Bebauungsplan berücksichtigt 
Der Bebauungsplan-Entwurf enthält den Hinweis, dass auf 
den Baugrundstücken zur Wasserrückhaltung und Brauch-
wassernutzung die Anlage von Zisternen o.ä. zur Sammlung 
des nicht schädlich verunreinigten Niederschlagswassers 
vorgesehen werden sollen. 
 
Unter II. Bauordnungsrechtliche Vorschriften ist zu Freiflä-
chen festgesetzt, dass im Satzungsgebiet die nicht überbau-
baren Flächen der Grundstücke – mit Ausnahme der eventu-
ell erforderlichen Zufahrten und Zugänge und Höfe – gärtne-
risch anzulegen und instand zu halten sind. 
 
Gewässer sind von der Planung nicht betroffen. Ausgleichs-
maßnahmen finden hier nicht statt. 
 
Siehe auch Abwägung und Beschlussvorschlag A 1.7 und B 
1.21. 
 
Beschlussempfehlung zu C 1.1: 
Über die mit Schreiben vom 13.02.2015 eingegangene Stel-
lungnahme C 1.1 des Erftverbandes ist keine Beschluss-
fassung erforderlich. 
Die Hinweise wurden zur Kenntnis genommen. Sie werden 
bereits im Bebauungsplan berücksichtigt 
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C 1.2 Telefonica 

 
Hier: Schreiben vom 23.02.2015 

 
 

Den Hinweisen zu den Richtfunktrassen wird bereits gefolgt.  
Unter Hinweis Nr. 12 wird auf die Richtfunktrassen (Link) im 
Plangebiet hingewiesen und die maximalen Bauhöhen und 
Schutzstreifen benannt. 
Der Link 306551308 ist inzwischen außer Betrieb und wird 
aus den Hinweisen gestrichen. 
 
Beschlussempfehlung zu C 1.2:  
Über die mit Schreiben vom 23.02.2015 eingegangene Stel-
lungnahme C 1.2 der Telefonica wird wie folgt entschieden: 
 
Die nicht mehr in Betrieb stehende Trasse wird aus den 
Hinweisen gestrichen. 
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 C 1.3 Bundesnetzagentur 

Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 
 
Hier. Schreiben vom 10.02.2015 

Beschluss: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bauwerke über 20 m Bauhöhe sind nicht vorgesehen. 
 
Beschlussempfehlung zu C 1.3: 
Über die mit Schreiben vom 10.02.2015 eingegangene Stel-
lungnahme C 1.3 der Bundesnetzagentur ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
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C 1.4 Rhein-Sieg-Kreis 

Der Landrat 
Postfach 1551 
53705 Siegburg 
 
Hier: Schreiben vom 27.02.2015 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und eine Korrektur 
der Hinweisflächen- und Altlastenkataster-Nummer in den 
Verfahrensunterlagen vorgenommen. 
 
Beschlussempfehlung zu C 1.4:  
Über die mit Schreiben vom 27.02.2015 eingegangene Stel-
lungnahme C 1.4 des Rhein-Sieg-Kreises wird wie folgt 
entschieden: 
 
Die Hinweis- und Altlastenkataster-Nummer wird in den 
Verfahrensunterlagen korrigiert.  
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C 1.5 Stadt Rheinbach  

Sachgebiet Bauverwaltung / Untere 
Denkmalbehörde 
 
Hier: Schreiben vom 10.02.2015 

 

Der Bereich zwischen Kriegerstraße und der Straße „Am 
Getreidespeicher“ ist durch nachrichtliche Kennzeichnung als 
Archäologischer Konfliktbereich mit ergänzenden Hinweisen 
in den textlichen Festsetzungen erläutert.  
Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass im gesamten 
Plangebiet mit der Aufdeckung archäologischer Bodenfunde 
zu rechnen ist. 
Den Anregungen wird somit gefolgt. 
 
Beschlussempfehlung zu C 1.5: 
Über die mit Schreiben vom 10.02.2015 eingegangene Stel-
lungnahme C 1.5 der Unteren Denkmalbehörde der Stadt 
Rheinbach ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 2.1 Redeker-Sellner-Dahs Rechtsanwälte 

Postfach 1364 
53003 Bonn 
 
Für Einwender 1 
 
Hier: Schreiben vom 03.03.2015 

 

Für das Grundstück des Einwenders besteht bereits seit dem 
01.07.1991 ein rechtskräftiger Bebauungsplan mit der Bezeich-
nung Rheinbach Nr. 41 – Römerkanal, dessen Festsetzungen bis 
zur Rechtskraft des nun in Aufstellung befindlichen Bebauungspla-
nes Rheinbach Nr. 60 – Am Getreidespeicher rechtsverbindlich 
sind. 
Der derzeit noch rechtkräftige Bebauungsplan Nr. 41 setzt entlang 
der Kriegerstraße bestandsorientierte Baufenster mit abweichen-
der Bauweise fest. Im Verlauf Kriegerstraße 1 bis 11 wird die stra-
ßenseitige Bauflucht durch eine Baulinie definiert. Diese Festset-
zungen zugrunde gelegt, weist das Grundstück des Einwenders 
derzeit ein Baufenster mit einer bebaubaren Fläche von ca. 106 m² 
auf. 
Im Zuge der Planaufstellung des B-Planes Rheinbach Nr. 60 wur-
de diese Baulinie wieder aufgenommen und in dem weiteren, 
durch den B-Plan erfassten Bereich der Kriegerstraße fortgeführt. 
Dabei wurde durchaus eine Abwägung privater und öffentlicher 
Belange vorgenommen. 
Die Kriegerstraße ist innerhalb des Geltungsbereiches des Bebau-
ungsplanes bereits vollständig bebaut. Es handelt sich um einen 
innerstädtischen Straßenzug, der vornehmlich durch die gründer-
zeitliche Bebauung geprägt ist. Die Bauweise ist heterogen, neben 
der Reihung von Gebäuden sind auch Gebäude in einseitiger 
Grenzbebauung vorhanden. Einheitliche Baufluchten strukturieren 
den Straßenraum. 
Diesem historisch überlieferten Straßenraum misst die Stadt 
Rheinbach eine städtebauliche Qualität zu, die als erhaltenswert 
erachtet wird. Dieses Ziel ist planungsrechtlich nur durch die Fest-
setzung der vorderen Baulinien zu erreichen und zu sichern. 
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Bezogen auf die derzeit planungsrechtlich zulässige Bebauung 
ergibt sich aus dieser Festsetzung keine Einschränkung der bauli-
chen Nutzung der Grundstücke. Um die Nutzungsmöglichkeiten 
der teils sehr schmalen Grundstücke gegenüber der bisher ge-
troffenen Festsetzung der abweichenden, bzw. baukörperbezoge-
nen Bauweise hinaus zu erweitern, wurde die geschlossene Bau-
weise festgesetzt. 
 
Für das Grundstück des Einwenders besteht jedoch ein atypischer 
Sachverhalt, da dieses durch eine zivilrechtliche Grunddienstbar-
keit belastet ist, die die Berücksichtigung eines Fensterrechtes 
beinhaltet. Dies führt – unabhängig von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes – zu einer wissentlich übernommenen Ein-
schränkung der Bebaubarkeit des Grundstücks.  
 
Die Festsetzung der Baulinie löst keinen unmittelbaren Konflikt mit 
diesen privaten Belangen aus.  
Allerdings werden durch die Festsetzung der geschlossenen Bau-
weise und der damit verbundenen Pflicht zur Grenzbebauung 
bezogen auf das Grundstück des Einwenders und seines Grund-
stücksnachbars einerseits das Eigentumsgrundrecht und anderer-
seits das Fensterrecht berührt. 
Die Berücksichtigung dieser privaten Belange erfordert jedoch 
nicht zwingenderweise die Konfliktlösung im Zuge des Bebau-
ungsplanes. 
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Im Sinne der planerischen Zurückhaltung ist eine generalisierende 
Betrachtung geboten und zulässig, insbesondere da der Gesetz-
geber für atypische Fälle, die bei der generalisierenden Betrach-
tung nicht im Einzelnen berücksichtigt werden können, die Mög-
lichkeit einer Befreiung / Abweichung einräumt, wenn die Durch-
führung eines Bebauungsplanes zu einer nicht beabsichtigten 
Härte führen würde. Dies bedeutet, dass die Lösung dieses Kon-
fliktes zulässiger Weise in das nachgeordnete Genehmigungsver-
fahren verlagert werden kann.  
 
Eine Grunddienstbarkeit beinhaltet auch keine „Ewigkeitsgarantie“; 
ist beispielsweise die objektive Nützlichkeit nicht mehr gegeben 
oder sind die Vorteile für das herrschende Grundstück weggefal-
len, so ist die Grunddienstbarkeit funktionslos und erlischt gegebe-
nenfalls. Auch ist eine entsprechende Einigung und eine sich 
daraus ergebene bewilligte Löschung nicht gänzlich auszuschlie-
ßen. 
 
Im Hinblick auf den länger anzunehmenden Regelungszeitraum 
eines Bebauungsplanes und aus den oben genannten Gründen 
gewichtet die Stadt Rheinbach die mit der Festsetzung der Baulinie 
und der geschlossenen Bauweise verfolgten städtebaulichen Ziele 
höher, als die sich durch die derzeitige privatrechtliche Situation 
ergebenen privaten Belange des Einwenders und seinen Nach-
bars, auch unter Berücksichtigung, dass eine Lösung des Konflik-
tes im nachgeordneten bauordnungsrechtlichem Verfahren mög-
lich ist.  
Damit ergibt sich für den Einwender mindestens ein Baufenster 
von ca. 150 m² Fläche, das aufgrund der festgesetzten GRZ = 0,4 
jedoch nicht voll ausgeschöpft werden kann. Gegenüber dem 
Rechtszustand des derzeit noch gültigen Bebauungsplanes ergibt 
sich keine Verschlechterung. 
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Eine in der Abwägung der Belange nicht berücksichtigte erhebliche 
Einschränkung des Eigentumsrechtes ist für den Plangeber aus 
diesen Gründen nicht erkennbar. 
 
Darüber hinaus sei angeführt, dass von Seiten der Verwaltung mit 
den jeweiligen Grundstückseigentümern Mitte und Ende April 
Gespräche geführt wurden, die eine Lösung des Konfliktes erwar-
ten lassen.  
 
Beschlussempfehlung zu C 2.1:  
Über die mit Schreiben vom 03.03.2015 eingegangene Stellung-
nahme des Einwenders C 2.1 wird wie folgt entschieden: 
 
Der Anregung, entlang der Kriegerstraße statt der Baulinie 
eine Baugrenze festzusetzen, wird nicht gefolgt. 
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